preuſiſche Gefebfmmmlung 


Jahrgang 1923 1 e Et, 28, 


Ant alt: Verordnung, betreffend die Erhebung einer Wohnungsbauabgabe in Preußen, S. 151. — Verordnu ng des Juſtiz⸗ 
Inhalt: miniſters, betreffend vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, S. 157. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 157. 
232230 NETTER EEE ES Ta a ã . 


(Nr. 12502.) Verordnung, betreffend die Erhebung einer Wohnungsbauabgabe in Preußen. Vom 4. Mai 1923. 


Auf Grund der ss 14 und 17 des Reichsgeſetzes über die Erhebung einer Abgabe zur Förderung des 
Wohnungsbaues in der FJaſſung vom 28. März 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 238) wird hiermit verordnet: 


Wohnungsbauabgabe des Staates. 
; Artikel 1. N N 
Vom 1. Januar 1923 ab wird an Stelle der in den §§ 6 bis 11 des eingangs genannten Reichsgeſetzes 
geregelten Abgabe in Preußen bis auf weiteres als Wohnungsbauabgabe für den Staat ein Vielfaches der 
Gebäudeſteuer nach dem Geſetze vom 21. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 317) erhoben. 


Zuſchläge der Gemeinden und Kreiſe. 
; Artikel 2. 
1. Zuſchläge zur Wohnungsbauabgabe in gleicher Höhe wie dieſe (Pflichtzuſchläge) erheben: 
a) in kreisfreien Städten die Stadtgemeinde; 
b) in den übrigen Stadtgemeinden, in den Landgemeinden und in den Gutsbezirken der Kreis. 

2. Stadtgemeinden mit über 10000 Einwohnern iſt auf Antrag vom Regierungspräſidenten, im Bezirke 
des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk vom Verbandspräſidenten, das Recht zu gewähren, die gemeindlichen 
Zuſchläge ſelbſtändig zu erheben. f 

Entſprechende Anträge von anderen Gemeinden unterliegen der Entſcheidung des Regierungspräſidenten, 
im Bezirke des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk des Verbandspräſidenten. 

3. Die Gemeinden und Kreiſe können die Erhebung von Mehrzuſchlägen neben den Pflichtzuſchlägen 
beſchließen. Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten, im Gebiete des Siedlungs⸗ 
verbandes Ruhrkohlenbezirk des Verbandspräſidenten und des Regierungspräſidenten, in Berlin des Ober: 
präſidenten, und find in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 


Gegenſtand der Wohnungsbauabgabe. 


Artikel 3. 

1. Der Wohnungsbauabgabe unterliegen ſämtliche vor dem 1. Juli 1918 fertiggeſtellten Gebäude oder 
Gebäudeteile, ſoweit fie nicht nach § 7 des Reichsgeſetzes befreit find. 

2. Gebäude oder Gebäudeteile, die nach Maßgabe der Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Mai 1861 
nicht zur Gebäudeſteuer veranlagt ſind, ſind, ſoweit dies für die Veranlagung der Wohnungsbauabgabe 
erforderlich iſt, nachträglich zu veranlagen. e 95 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Mai 1923. 


„ 


Hohe der Wohnungsbauabgabe⸗ 
Artikel 4. 
1. Die Wohnungsbauabgabe beträgt vom 1. Jauuar 1923 bis zum 31. Dezember 1924 jährlich: 
a) das 425 fache der Gebäudeſteuer bei allen nach § 5 zu 1 des Gebäudeſteuergeſetzes zu 4 vom Hundert 
des Gebäudeſteuernutzungswerts veranlagten Gebäuden (oder Gebäudeteilen) mit Ausnahme der- 


jenigen Wohngebäude, die zu landwirtſchaftlichen Betrieben gehören und im weſentlichen für die 
in dieſem Betriebe tätigen Perſonen beſtimmt find; 


b) das 850 fache der Gebäudeſteuer bei allen nach § 5 zu 2 des Gebäudeſteuergeſetzes mit 2 vom 


Hundert des Gebäudeſteuernutzungswerts veranlagten Gebäuden (oder Gebäudeteilen); 


e) das 850 fache der Gebäudeſteuer bei den unter a ausgenommenen, zu landwirtſchaftlichen Betrieben 
gehörigen Wohngebäuden, deren Gebäudeſteuernutzungswerte nach Mietpreiſen feſtgeſtellt worden 
fd; R Rena 


d) das 1190 fache der Gebäudeſteuer bei den unter a ausgenommenen, zu landwirtſchaftlichen Be- 


trieben gehörigen Wohngebäuden, deren Gebäudeſteuernutzungswerte nicht nach Mietpreiſen feſtgeſtellt 


worden find. . 


Die ſich aus der ſo ermittelten Wohnungsbauabgabe für jede Gebäudebeſitzung ergebenden Vierteljahrs⸗ 
beträge ſind auf volle zehn Mark nach unten abzurunden. ; 


2. Durch die Abgabeſätze unter e und d wird die Wohnungsbauabgabe für die mit den Wohn⸗ 
gebäuden zu einer landwirtſchaftlichen Beſitzung gehörigen nicht zur Gebäudeſteuer veranlagten Betriebsgebäude 
abgegolten. E g 2 

3. Wenn der Nachweis erbracht wird, daß die nach den Abgabeſätzen unter le oder d ermittelte 
Wohnungsbauabgabe höher iſt als 1500 vom Hundert des Geſamtnutzungswerts, den die abgabepflichtigen 
Wohngebäude und zur Gebäudeſteuer nicht veranlagten Betriebsgebäude der Beſitzung am 1. Juli 1914 


— 


hatten, iſt die Wohnungsbauabgabe auf Antrag entſprechend zu ermäßigen. 


Abgabeſchuldner und zur Erſtattung Verpflichtete. 
Artikel 5. ; 35 
I. Zur Zahlung verpflichtet find: die Eigentümer der abgabepflichtigen Gebäude (Abgabeſchuldner). 
Miteigentümer find Geſamtſchuldner. N 3 N 
2. Dinglich Nutzungsberechtigte haften neben dem Eigentümer für die Wohnungsbauabgabe, die auf 
die dem dinglichen Nutzungsrecht unterliegenden Gebäude oder Gebäudeteile entfällt, als Geſamtſchuldner. 


{>} 


3. Bei herrenloſen Gebäuden und im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Abgabeſchuldners haften die 
Nutzungsberechtigten für die Wohnungsbauabgabe, die auf die von ihnen genutzten Gebäude oder Gebäudeteile 
entfällt. \ 


4. Erhebt ein Abgabeſchuldner Anſpruch auf Exftattung der Wohnungsbauabgabe G 14 Abſ. 2 des 
Reichsgeſetzes), ſo hat er die Wohnungsbauabgabe unter Abrundung der Teilbeträge auf volle Mark auf die 
zur Erſtattung Verpflichteten zu verteilen und dieſen die Verteilung bekanntzumachen. BR 2 

5. Durch die Bekanntmachung dieſer Verteilung macht der Abgabeſchuldner den zur Erſtattung Ver⸗ 
pflichteten gegenüber feinen Anſpruch auf Erſtattung für die Dauer der Veranlagung geltend. 

6. Der Abgabeſchuldner iſt verpflichtet, den Veranlagungsbehörden auf Erſuchen über die von ihm 
vorgenommene Verteilung auf die zur Erſtattung Verpflichteten Auskunft zu erteilen. 

7. Die Zahlungsverpflichtung des Abgabeſchuldners (1 und 2) ruht bis zur Erſtattung durch die 
Nutzungsberechtigten. 4 


enfin 
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Artikel 6, 
1. Die Wohnungsbauabgabe wird durch das Kataſteramt veranlagt. N EHE 
2. Die Veranlagung erfolgt für die Seit vom 1. Januar 1923 bis zum 31. Dezember 1924. 


Bekanntmachung des Veranlagungsergebniſſes. 
Se Artikel 7. x N 
1. Das Ergebnis der Veranlagung und die Zuſchläge ſind dem Abgabeſchuldner in einem Abgabebeſcheid 


oder in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. 
2. Der Abgabebeſcheid und die ortsübliche Bekanntmachung ſollen enthalten: 


a) die Bezeichnung der Gebäudebeſitzung und des Abgabeſchuldners, den Betrag der Wohnungsbau. 
abgabe und des Zuſchlags, das zuläſſige Rechtsmiktel mit der für dieſes feſtgeſetzten Friſt ſowie 
die Stelle, bei der das Rechtsmittel und Anträge auf Ermäßigung, Befreiung, Erſtattung oder 
Erlaß anzubringen find; i Et 

p) die Aufforderung zur Entrichtung der Wohnungsbauabgabe ſowie den Zeitpunkt der Fälligkeit 
und die Empfangsſtelle. 


3. Die Ausfertigung und Zuſtellung der Abgabebeſcheide, die ortsübliche Bekanntmachung und die Ein- 


ziehung der Wohnungsbauabgabe erfolgen durch den Gemeinde- (Guts-) Vorſtand.“ 


Ermäßigungs⸗, Befreiungs⸗, Erſtattungs⸗ und Erlaßanträge. 
ß! Artikel S8. e 
1. Die Annahme, Prüfung und Vervollſtändigung der Anträge auf. Befreiung von der Wohnungs: 

bauabgabe nach § 15 Abſ. 1 Ziffer 1 bis 3 des Reichsgeſetzes erfolgt durch die Stellen, die den Sozial, 
Militär- und Kleinrentnern Uuterſtützungen, Teuerungszuſchüſſe oder Fürſorge gewähren. Die Anträge find 
an das Kataſteramt abzugeben. 

\ 2. Alle übrigen Anträge auf Befreiung ſowie die Anträge auf Ermäßigung, Erſtattung und Erlaß 
find bei dem Gemeinde- (Guts) Vorſtand anzubringen und von dieſem außer im Falle zu 3 dem Kataſter⸗ 
amte zur Entſcheidung zuzuleiten. 

3. Bei Erlaßanträgen ($ 15 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes) beſchließt in den Gemeinden, die Mehrzuſchläge 
erheben, zunächſt der Gemeindevorſtand oder, wenn der Gemeindevorſtand ein Kollegium iſt, ſein Vorſitzender 
oder ein von ihm bezeichnetes Mitglied über den Erlaß des Mehrzuſchlags. Wird der geſamte Mehrzuſchlag 
erlaſſen, ſo iſt der Antrag an das Kataſteramt zur Entſcheidung über die Wohnungsbauabgabe und den 
Pflichtzuſchlag weiterzugesen. Wird nicht der geſamte Mehrzuſchlag erlaſſen, fo iſt gegen die Eulſcheidung 
nur der Einſpruch zuläſſig. 
> 4. Werden die Mehrzuſchläge vom Kreife erhoben, fo find die Erlaßanträge vom Gemeindevorſtande dem 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zuzuleiten, der entſprechend den Vorſchriften unter 3 verfährt. f 

5. Sämtliche Entſcheidungen müſſen eine Rechtsmittelbelehrung (Artikel 7 Ziffer 2 a) enthalten. i 
. 6. Die Entſcheidungen des Kataſteramts über Ermäßigungen, Befreiungen, Erſtattungen und Cllaſſe 
ziehen die entſprechende Herabſetzung der Zuſchläge nach ſich. 


| Rechtsmittel bei der Wohnungsbauabgabe. 
Artikel. 9. 
J. Als Rechtsmittel find zuläſſig: . 


a) gegen das Ergebnis der Veranlagung und die Entſcheidungen des Kataſteramts: der Einſpruch / 
über ihn entſcheidet ein Einſpruchsausſchuß für die Wohnungsbauabgabe, der vou dem nach dem 


„ 


HGeſetze vom 14. Februar 1923 über die. Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen 
(Geſetzſamml. S. 20) gebildeten Steuerausſchuß aus ſeinen Mitgliedern zu wählen iſt. Der 
Vorſitzende des Steuerausſchuſſes führt den Vorſitz in dem Einſpruchsausſchuſſe. i ee 
b) gegen die Einſpruchsentſcheidung des Einſpruchsausſchuſſes: die Beſchwerde; über fie entſcheidet 

ein Beſchwerdeausſchuß für die Wohnungsbauabgabe, der von dem nach dem genannten Geſetze 
gebildeten Berufungsausſchuß aus ſeinen Mitgliedern zu wählen iſt. Der Vorſitzende des 
Berufungsausſchuſſes führt den Vorſitz in dem Beſchwerdeausſchuſſe. RE 

Der Einſpruchs⸗ und der Beſchwerdeausſchuß beſtehen aus dem Vorſitzenden und vier Mitgliedern. 

Lehnen die Mitglieder des Steuerausſchuſſes oder des Berufungsausſchuſſes die Annahme der Wahl 
ab, ſo ſind die fehlenden Mitglieder für den Einſpruchsausſchuß von der Gemeindevertretung (Kreisausſchuß), 
für den Beſchwerdeausſchuß vom Provinzialausſchuß, in Berlin vom Magiſtrate zu wählen. 

Für den Einſpruchs⸗ und den Beſchwerdeausſchuß gelten die Vorſchriften des genannten Geſetzes über 
den Steuerausſchuß als Rechtsmittelbehörde und über den Berufungsausſchuß. 

2. Die Entſcheidungen des Einſpruchs⸗ und des Beſchwerdeausſchuſſes erſtrecken ſich auch auf die Zuſchläge. 

3. Der Einſpruch iſt auch zuläſſig gegen die vom Abgabeſchuldner vorgenommene Verteilung der 
Wohnungsbauabgabe auf die zur Erſtattung Verpflichteten. Die Verweigerung der ſchriftlichen Anerkennung 

gilt als Erhebung des Einſpruchs. a 8 i : 

Das Recht des Einſpruchs gegen die Verteilung ſteht auch dem Vorſteher des Kataſteramts zu. 

4. Einſprüche, die ſich gegen die der Veranlagung zugrundeliegende Gebäudeſteuer richten, ſind 
nicht zuläſſig. d 

5. Einſprüche und Beſchwerden find bei dem, Vorſitzenden des Einſpruchsausſchuſſes (Vorſteher des 
Kataſteramts) binnen einer Ausſchlußfriſt von einem Monate nach Zuſtellung der angefochtenen Entſcheidungen 

oder nach erfolgter Bekanntmachung der Verteilung anzubringen. Iſt eine Zuſtellung nicht erfolgt, ſo be⸗ 
ginnt die Friſt mit Ablauf des Tages, an dem die Entſcheidung bekanntgeworden iſt oder als bekanntge⸗ 
macht gilt. Für die Berechnung der Friſt gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

6. Nachſicht wegen Verſäumung der Rechtsmittelfriſt kann beantragen, wer ohne ſein Verſchulden ver⸗ 
hindert war, die Friſt einzuhalten. Das Verſchulden eines geſetzlichen Vertreters oder eines Bevollmächtigten 
ſteht dem eigenen Verſchulden gleich. a 
f Aber den Antrag auf Nachſicht entſcheidet die Stelle, die über das verſäumte Rechtsmittel zu ent⸗ 

ſcheiden hat. 

Der Antrag iſt innerhalb zweier Wochen nach Ablauf des Tages zu ſtellen, an dem der Antrag zu- 
erſt geſtellt werden konnte; dabei ſind die Tatſachen, die den Ankrag begründen ſollen, anzuführen und 
glaubhaft zu machen. Innerhalb dieſer Friſt iſt die Einlegung des verſäumten Rechtsmittels nachzuholen. 

Die Nachſicht kann auch ohne Antrag bewilligt werden, falls das verſäumte Rechtsmittel innerhalb 
der Friſt von zwei Wochen eingelegt iſt. 2 

Nach Ablauf von drei Monaten, von dem Ende der verſäumten Friſt an gerechnet, kann Nachſicht 
nicht mehr begehrt oder ohne Autrag bewilligt werden. i 


Rechtsmittel bei den Zuſchlägen. 
Artikel 10. 


1. Als Rechtsmittel gegen die Feſtſetzung der Zuſchläge der Gemeinden (Kreiſe) und gegen die Ent⸗ 


ſcheidungen des Gemeindevorſtandes (Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes) auf die Erlaßanträge hinſichtlich der 
Mehrzuſchläge ſind die Rechtsmittel des Artikel 9 mit der Maßgabe zuläſſig, daß Einſprüche und Be- 
ſchgerden bei dem Gemeindevorſtande (Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes) anzubringen find und über den Ein— 
prüch der Gemeindevorſtand (Kreisausſchuß) entſcheidet. 


2. Einſprüche (1), die ſich gegen die Höhe der Wohnungsbauabgabe richten, ſind nicht zuläſſig. 
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3. Die Einſpruchsentſcheidung des Gemeindevorſtandes (Kreisäusſchuſſes) bei Erlaßanträgen darf ſich nur 
auf den Mehrzuſchlag beziehen. Wird der Mehrzuſchlag in voller Höhe erlaſſen, fo iſt der Einſpruch an den 
Einſpruchsausſchuß (Artikel 9 Ziffer La) zur Entſcheidung über die Wohnungsbauabgabe und den Pflichtzuſchlag 
, ae oe RE 75 5 
„4. Wird der Mehrzuſchlag nicht durch die Einſpruchsentſcheidung, ſondern erſt durch die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung in voller Höhe erlaſſen, ſo muß der Beſchwerdeausſchuß auch über einen etwaigen Erlaß der 
Wohnungsbauabgabe und des Pflichtzuſchlags entſcheiden. Die Eutſcheidung ift endgültig. ö 2 

Die Wohnungsbauabgabe und der Pflichtzuſchlag können ganz oder teilweiſe nur erlaſſen werden, wenn 
der Mehrzuſchlag bereits in voller Höhe erlaſſen wird. = 


Fälligkeit. 
Artikel 11. 
1. Die Wohnungsbauabgabe iſt in vierteljährlichen Beträgen in der zweiten Hälfte des zweiten Monats 
jedes Vierteljahrs an die im Abgabebeſcheide zu bezeichnende Empfangsſtelle abzuführen. 
6 2. Die zur Erſtattung Verpflichteten haben die Teilbeträge nach der erſtmaligen, bei der Bekanntgabe 
der Verteilung geleiſteten Zahlung vierteljährlich in den erſten Tagen des zweiken Monats auch ohne bes 
ſondere Aufforderung an den Abgabeſchuldner zu entrichten. 


Abſtandnahme von der Veranlagung. 
Artikel 12. 


De Veranlagung der Wohnungsbauabgabe kann unterbleiben, wenn feſtſteht, daß die Koſten der Einziehung 
die Höhe des einzuziehenden Betrages erreichen. 5 


Beitreibung von den zur Erſtattung Verpflichteten. 
= / en, Artikel 13. i 
Die Beträge, die von den Nutzungsberechtigten der Gebäude oder Gebäudeteile an den Abgabeſchuldner 
zu erſtatten ſind, ſind im Falle der Zahlungsverweigerung auf Grund der von den Nutzungsberechtigten an⸗ 
erkannten oder im Rechtsmittelverfahren endgültig feſtgeſetzten Verteilungslifte wie Gemeindeabgaben beizutreiben. 


Niederſchlagung. 
Artikel 14. 

1. Abgabebeträge dürfen niedergeſchlagen werden, wenn feſtſteht, daß die Beitreibung keinen Erfolg 
haben wird, oder wenn die Koſten der Beitreibung den beizutreibenden Betrag erreichen. 

2. Handelt es ſich um die Beitreibung von einem zur Erſtattung Verpflichteten (Artikel 5 Ziffer 4), fo 
haftet der Abgabeſchuldner nicht für den Ausfall, : 

3. Kann ein Gebäude oder Gebäudeteil infolge behördlicher Zwangsmaßnahmen nicht genutzt werden, 
ſo iſt der in dieſer Zeit auf das Gebäude oder den Gebäudeteil entfallende Abgabebetrag niederzuſchlagen. 

4. Die Ermächtigung zur Niederſchlagung wird den Kataſterämtern übertragen. 


Veränderungen im Laufe des Veranlagungszeitraums. 
Artikel 15. FRE 
J. Bei Eigentumsübergang von Gebäuden bleibt die Veranlagung der Wohnungsbauabgabe beſtehen. 
2. Veränderungen, die eine Erhöhung oder Verminderung der Wohnungsbauabgabe innerhalb des 
Veranlagungszeitraums bedingen, find von dem Abgabeſchuldner dem Kataſteramt anzuzeigen; bei ſolchen 


Veränderungen iſt eine neue Veranlagung vorzunehmen. 


> ci 
3: Die neu veranlagten Belräge ft nd bei Erhöhung der Wohnungsbauabgabe von dem erſten des 
Monats an zu erheben, der auf den Eintritt der Veränderung folgt, bei Verminderung der Wohnungsbau⸗ 
abgabe von dem erſten des Monats an, in dem die Veränderungen eingetreten ſind. Nachforderungen für 
das laufende Vierteljahr können unterbleiben, wenn die entſtehenden Koſten den nachzufordernden Betrag er⸗ 


reichen. Dies gilt ſinngemäß für Erſtattungen, ſofern dieſe nicht e beantragt werden. Als Antrag 
gilt auch die Einlegung eines Rechtsmittels. 5 


Wohnungsbauabgabe in den Hohenzollernſchen Landen. 
En Artikel 16, 
Dieſe Verordnung gilt für die Hohenzollernſchen Lande mit folgenden Abweichungen: ; 

a) An Stelle des Vielfachen der Gebäudeſteuer (Artikel 1, 3 Ziffer 2 und Artikel 4) wird das Sechsſache 
des auf Grund des Geſetzes vom 30. Auguſt 1834 feftgefeßten Gebäudeſteuerkapitals als Wohnungs⸗ 
bauabgabe erhoben. Die Vierteljahresbeträge der Wohnungsbauabgabe ſind für jede Gebäude⸗ 
beſitzung auf volle zehn Mark nach unten abzurunden. 

bp) Artikel 2 lautet: 

1. Zuſchläge zur Wohnungsbauabgabe in gleicher Höhe wie dieſe (Pflichtzuſchläge) erheben 
die Oberamtsbezirke. 
2. Den Stadtgemeinden kann vom Regierungspräſidenten auf Antrag das Recht zur 
e Erhebung der Zuſchläge gewährt werden. 
Die Oberamtsbezirke und die Stadtgemeinden können die Erhebung von Mehrzuſchlägen 
neben ben Pflichtzuſchlägen beſchließen. Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Regierungs— 
präſidenten und ſind in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben. 


Wohnungsbauabgabe in dem Gebietsteil Pyrmont. 
Artikel 17: 

Dieſe Verordnung gilt für den Gebietsteil Pyrmont mit folgender Abweichung: 

1 An Stelle des Vielfachen der Gebäudeſteuer (Artikel 1, 3 Ziffer 2 und Artikel 4) werden 
50 vom Hundert der Verſicherungsſumme erhoben, zu der die Gebäude nach Maßgabe des 
waldeckiſchen Geſetzes, betr. die Feuerverſicherungsanſtalt der Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont, 

vom 4. Januar 1912 (Reg. Bl. S. 13) eingeſchätzt find. Soweit Gebäude nicht verſichert find, 

hat das Kataſteramt die Verſicherungsfumme nach den Beſtimmungen des vorgenannten Geſetzes 


feſtzuſetzen. Die Vierteljahresbeträge der Wohnungsbauabgabe find für ie Gebäudebeſitzung auf 
volle zehn Mark nach unten abzurunden, 
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Aufhebung der bisherigen Verordnungen. 
Artikel 18. 


1. Die Verordnung, betreffend die Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaus in 
Preußen, vom 22. November 1921 (Geſetzſamml. S. 549) und die Verordnung, betreffend die 
Erhebung einer 92905 zur Förderung des Wohnungsbaus in den e eee Landen, 
vom 12. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 139) treten mit dem 31. Dezember 1922 außer Kraft. 


2. Soweit das durch die Verordnungen zu 1 geregelte Verfahren noch nicht abgeſchloſſen iſt, hat 
die Durchführung nach den bisherigen Vorſchriften zu geſchehen. 


Berlin, den 4. Mai 1923. 


Der Finanzminiſter. Der Minifter für Volkswohlfahrt. 
v. Richter. a Hirtſiefer 
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(Nr. 12503.) Verordnung des Juſtizminiſters, betreffend vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken an⸗ 


läßlich der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 1. Mai 1923. 


Auf Grund des Artikels 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 (Gefekfaminl. ©. 115) über die Er⸗ 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen auläßlich der Beſetzung von 
Landesteilen und der Ausführung des Friedensvertrags wird in ergänzender Abänderung des SI Ziffer 1 
der Verordnung vom 6. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 128) folgendes beſtimmt: RE 


8 1. 


Von dem Reſt des ehemaligen Amtsgerichtsbezirks Lublinitz werden der Geländeſtreifen weſtlich von 
Wüſtenhammer dem Amtsgericht Groß Strehlitz und der Geländeſtreifen öſtlich von Wüſtenhammer dem 
Amtsgericht Beuthen (Oberſchleſien) zugelegt. N N 


82. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 1. Mai 1923. 


Der Juſtizminiſter. 
5 In Vertretung: 


re Fritze. 


Bekanntmachung. 


5 15 8 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
I. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Februar 1923, betreffend die Genehmigung 


des vom ordentlichen 58. und vom außerordentlichen 59. Generallandtage der Oſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft beſchloſſenen zehnten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891, 


durch die Amtsblätter 
der Regierung in Königsberg Nr. 12 S. 89, ausgegeben am 24. März 1923, 
der Regierung in Gumbinnen Nr. 15 S. 110, ausgegeben am 14. April 1923, 
der Regierung in Allenſtein Nr. 12 S. 57, ausgegeben am 24. März 1923, und 
der Regierung in Marienwerder Nr. 12 S. 51, ausgegeben am 24. März 1923; 


der Exlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Februar 1923, betreffend die Genehmigung 
der von der 53. Generalverſammlung der Mitglieder der Schleswig- Holſteiniſchen Landſchaft am 


256. Jauuar 1923 beſchloſſenen Anderungen der Satzung der Landſchaftlichen Bank, durch das Amts⸗ 


blatt der Regierung in Schleswig Nr. 15 S. 125, ausgegeben am 7. April 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Februar 1923, betreffend die Genehmigung 
des IX. Nachtrags zum Statut der Landſchaftlichen Bank der Provinz Sachſen, durch die Anmtsblätter 


der Regierung in Magdeburg Nr. 12 S. 96, ausgegeben am 24. März 1923, 
der Regierung in Merſeburg Nr. 12 S. 75, ausgegeben am 24. März 1923, und 
der Regierung in Erfurt Nr. 13 S. 69, ausgegeben am 31. März 1923; f 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. März 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignüngsrechts an die Stadtgemeinde Ratibor für die Errichtung des Pumpwerkes der Kanali⸗ 
ſationsanlage, durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 13 S. 158, ausgegeben am 
14. April 1923, 


a 


I 


0 


— 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. März 1023, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an den Reichsfiskus, vertreten durch den Reichswehrminiſter (Heer), für die 
Erhaltung militäriſcher Anlagen in den Regierungsbezirken Königsberg, Allenſtein und Gumbinnen, 
durch die Amtsblätter r 

der Regierung in Königsberg Nr. 14 S. 98, ausgegeben am 7. April 1923, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 15 S. 67, ausgegeben am 14. April 1923, und 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 14 S. 93, ausgegeben am 7. April 1928, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. März 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Überlandwerk Gumbinnen, G. m. b. H. in Gumbinnen, für die Herſtellung 
von elektriſchen Anlagen zur Weiterleitung des von der Oſtpreußenwerk⸗Aktiengeſellſchaft bezogenen 
elektriſchen Stromes, durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 15 S. 102, ausgegeben 
am 14. April 1923. 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30, März 1923, betreffend die Ausdehnung des 
der Gemeinde Bullay im Kreiſe Zell (Moſel) für die Durchführung eines Weges zur beſſeren Er- 
ſchließung von Weinbergen verliehenen Enteignungsrechts, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Coblenz Nr. 17 S. 89, ausgegeben am 28. April 19235 5 a 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. April 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Dortmund für die Erweiterung ihres Fettviehhofes, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 17 S. 145, ausgegeben am 28. April 1923; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 12. April 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Nachod zu Diez a. L. für den Bau eines Transportgeleiſes 
für ihre Kalkſteinwerke, durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 17 S. 90, 
ausgegeben am 28. April 1923. 8 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


